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}& 18 Samstag , den AL. Januar 192K 17l. Jahrgan-

KrUage } n r Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Die IRdminalität in Waden
1926 und 1925

II . Die Kriminalität nach Hauptdeliktsgruppe » und
einzelnen Deliktsarten

Die Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgesetze
werden herkömmlich in dem „abgekürzten Verzeichnis"

des Statistischen Reichsamtes (das neueste findet sich
im Band 335 der Statistik des Deutschen Reiches,
Seite 61/52 ) in 4 großen „Hauptdeliktsgruppen " ein¬

geteilt : diese unifasscn I . Delikte gegen Staat , öffentliche
Ordnung und Religion , II . Delikte gegen die Person ,
III . Delikte gegen das Vermögen , IV . Amtsdelikte .
Neuerdings (in Band 335 a . a . O .) erscheinen als
V . Hauptdeliktsgruppe die Delikte gegen Vorschriften
des Militärstrafgesetzbuches, die aber ihrer geringen , auf
Baden treffenden Gesamtzahl (7) wegen aus dieser
Betrachtung wegbleiben können.

An der erwähnten Zunahme der Kriminalität sind
alle 4 Hauptdeliktsgruppen beteiligt . Es wurden ver¬
urteilt :
wegen Verbrechen und Vergehen

I . gegen Staat , öffent- 192« 192 .» 192« mehr
liche Ordnung und im ganzen IN 7a
Religion . . . . .12 126 11 370 756 6,6

II . gegen die Person . 5 573 4 919 654 13,3
Ul . aeaen das Vermögen 9 960 9 553 407 4,3
IV . im Amte . . . . 95 82 13 15,9

I .- lV .Verbrechenu . Ver-
gehen gegen Reichs -
gesetze überhaupt 27 754 25 924 1830 7,1

Abgesehen von einer schärferen Zunahme bei den Ver¬
mögensdelikten (6,1 gegen 4,3 Proz ) ergeben die Zah¬
len für die erwachsenen Verurteilten im Gegensatz zu
Len Frauen und Jugendliche, , ungefähr dasselbe Bild
wie für die Gesamtzahl der Verurteilten . Hiernach
hüben die Delikte gegen Staat , öffentliche Ordnung und
Religion der absoluten Zahl nach , die Delikte gegen die
Person — von, den Amtsdelikten , abgesehen — verhält¬
nismäßig am meisten zugenommen ; es wird sich . aber .
Hoch -zeigen,, daß die Zunahme der ersten Hauptdelikts - '

gruppe hauptsächlich auf der Steigerung nicht verbre¬
cherischer Delikte außerhalb des RStGB . und MilStGB .
beruht .
- Den 95 Amtsdelikten des Jahres 1926 .stehen 82
Amtsdelikte 1925 und 51 im Jahre 1913 gegenüber ;
der . jetzige Hochstand dürfte wie im übrigen Deutschen
Reiche größtenteils im Zusammenhang mit den Ver-
yiögensverlusten durch die Inflation und der knappen
Besoldung zahlreicher Beamten (vgl. den Sonderabdruck
der Anlage 2 zum Entwurf eines allgemeinen Deutschen
Strafgesetzbuches Seite 17 unten ) .

Im übrigen geben erst die einzelnen Deliktsarten ein
genaueres Bild von der Verschiebung der Kriminalität .
Wegen der folgenden , Delikte sind verurteilt worden :

Im übrigen ist das Bild innerhalb der Hanptdelikts -
gruppen nicht einheitlich. Was zunächst die Reihenfolge
nach der Häufigkeit angeht , steht der Diebstahl an erster
Stelle ; es folgen : Betrug im ganzen, Körperverletzung
im ganzen; Beleidigung , qualifizierte Körperverletzung
im besonderen mit je über 1000 Verurteilten ; ferner
Widerstand gegen die Staatsgewalt , Sittlichkeitsdelikte ,
Urkundenfälschung, Sachbeschädigung; an 14 . bzw . 16 .
und 17 . Stelle stehen Hehlerei, Hausfriedensbruch , Nö¬
tigung und Bedrohung .

Gegenüber dem Vorjahre 1925 sind zuruckgegangen:
Die Verurteilungen wegen Diebstahls im ganzen um
6,2 Proz . , wegen Rückfallsdiebstahl um 7,3 Proz . , wegen
schweren Diebstahls um 9,3 Proz . , ferner : wegen Ab¬
treibung um 17 Proz . und wegen Hehlerei um Mj. Der
gleichzeitige Rückgang bei Diebstahl und Hehlerei spricht
für die innere Verwandtschaft dieser Delikte ; bei Heiden
ist aber zu beachten , daß der Rückgang der Vorstrafen
nicht Schritt gehalten, die Zahl der wegen Diehstahls
im ganzen Verurteilten sogar zugenommen hat : es
waren 1926 (1925) überhaupt vorbestraft wegen Dieb¬
stahls im ganzen 1443 (1422) , wegen Hehlerei 147 (187) ;
und mehr als viermal vorbestraft wegen Diebstahls im
ganzen 491 (502)) , wegen Hehlerei 52 (57) . Die Ab¬
nahme bei den Abtreibungen ist wohl mit der Neu¬
fassung des 8 218 RStGB . in Verbindung zu bringen .
Zugenommen haben von den kriminellen Delikten in
ihrem inneren Verhältnis am meisten der einfache
Bankerott von 22 auf 69 und die Untreue von 18 auf
54 , von den nicht eigentlich verbrecherischen die Vergehen
gegen die Arbeitszeitverordnung von 98 auf 397 ; im
übrigen von den genannten Straftaten ganz besonders
der Betrug um 29 Proz . , die Körperverletzung im gan¬
zen um y o, die qualifizierte Körperverletzung um lA ,
die Beleidigung um V 8, die Urkundenfälschung um XA ,
der Widerstand gegen die Staatsgewalt um 31 Proz .
und die Unterschlagung um 17,8 Proz ; außer bei der
letzteren haben sich also die mit Verschlagenheit verbun¬
denen Vermögensdelikte bedeutend vermehrt , der Be¬
trug allein um fast ein Drittel . Man möchte ferner zu
der Annahme neigen, daß die mit Gewalt oder Roheit
ausgeführten , Delikte allgemein zugenommen haben ;
aher/die Steigerung der räuberischen Handlungen , von,
15 auf 22 gibt hierfür wegen der Kleinheit der absoluten
Zahlen kein sicheres Merkmal, und unter den 42 weniger
zur Aburteilung gelangten schweren Diebstählen dürfte
sich mancher befinden, bei welchem (wenn auch natürlich
nur gegen Sachen) Gewalt angewendet wurde . Immer -
hin spricht für die genannte Annahme die starke Zu¬
nahme der qualifizierten Körperverletzung und des
Widerstands gegen die Staatsgewalt .

Badischer Teil
Badischer Landtag

(Fortsetzung des Berichtes aus der .gestrigen Nummer .)

I . -Delikte gegen Staat , öffentliche Ord¬
nung und -Religion

192« 1925 1928 t

Widerstand gegen die Staatsgewalt 847 646 + 201
Hausfriedensbruch 250 197 + . 53
von den nicht eigentlich verbreche-
rischen Delikten gehören hierher noch
Überschreitung der Polizeistunde 3069 1963 + 1106
uickefugtek Waffenbesitz 1656 1324 + 332
Berg . geg . die Arbeitszeitverordnung 397 . - 98 + . 299
dasselbe bezügl. Arbeitszeit der An-

7Z . gestellten 1 7 289 454 165
dasselbe hezügl. Arbeitszeit ist Backe?

reien und. Konditoreien .
' ’

766 . 931 -r - 165
zum Teil gehören auch hierher Auto- v -

' : - . ftrafsachen 2185 2879 194
• Vergehen gegen die Gewerbeordnung 1833 . 1247 ' + 86

It . Delikte gegen die '
Person :

Körperverletzung im ganzen 2234 1857 .. + 377 .
- . dcwon qualifizierte Körperverletzung 1685 1330 + 355

- Beleidigung 1776 . ' 1524 +' 252
. Sittlichkeitsdelikte 761 749 + 12
, Abtreibung 432 521 89

Nötigung und Bedrohung 242 192 + 50
iM -. Delikte gegen das Vermögen -

Diebstahl im ganzen 2980 3178 '— 198
davon Rückfallsdiebstahl 443 . 478 . —r* 35
davon schwerer Diebstahl 408 460 42

• Betrug im ganzen 2265 1751 + 514
davon Rückfallsbetrug 261 20b + , : 55

, . . . .Unterschlagung 1316 1117 + 199
Urkundenfälschung. . 543 429 + 114
Hehlerei - . - >. - 347 516 — 169
Sachbeschädigung 469 387 + 82

, Aus dieser Zusammenstellung folgt zunächst , daß an
dem Steigen - der Verurteilten -Zahlen alle Hauptdelikts¬
gruppen teilhaben und daß bei der I . Haüptdeliktsgruppe
vornehmlich die nicht verbrecherischen Delikte zügenom-
ftien haben.

Die Eröffnung der Lehrerbildungsanstalten in Freiburg
und Heidelberg

Der Präsident teilt den Eingang von Anträgen mit , wonach
das Haus beschließen soll, daß die Eröffnung der Anstalten
Heidelberg und Freiburg unterbleibt .

Abg . D . Mayer -Karlsruhe (Bürger ! . Ver . ) schließt sich der
Auffassung des Wg . l) r. Obkircher an .

Abg . Hofheinz (Dem . ) hebt den Wert des praktischen Aus¬
bildungsjahres hervor. Erfreulich sei die Zusicherung, daß die
Rückkehr zu dem Vorkriegszustand inbezug auf den Lehrer¬
beruf ausgeschlossen sei . Für den Vorkurs als Notstands¬
maßnahme falle dieses Jahr die Voraussetzung fort . Über¬
nehme hie Regierung die Verantwortung für die Eröffnung
der Anstalten , so übernehme sie, auch dafür die Verantwortung ,
daß Me ausgebildeten Lehrer keinen -fqziglen Schaden , leiden,
und namentlich für die zum Test seit 4 Jahren auf Anstellung
wartenden,600 Lehrer gesorgt . wird. Diese unverschuldete
Wartezeit müsse auf hie Dienstzeit angerechnet werden .

Abg . Bvik (Komm. ) ist dagegen, dqß neue Lehrer herangehil »
det werden, wo noch so viele beschäftigungslos seien und hun¬
gern muhten . .

Die Bürgerliche Vereinigung bringt den Antrag ein , die
Sache an den Haushaltsausschuß zu verweisen.

Abg . O . Mayer -Karlsruhe (Bürg . Vgg . ) spricht dafür . Mg .
l)r. Glöckner (Dem . ) dagegen.

Abg . Frau Rigel (Ztr .) verwendet sich für die Junglehrer
und verweist auf einen Mangel von mindestens 30 Lehrkräften
in der Stadt Manicheim. Falsche Sparkamkeit habe dazu ge¬
führt , daß die Schulverhältnisse in Mannheim heute nicht den
Anforderungen einer Industriestadt entsprechen. Die Rednerin
wünscht , daß der Haushaltsausschuß einmal einen vorstädtischen
Schulbetrieb in Mannheim besichtigt .

Minister Leers stellt fest , daß für den Entschluß der Regie¬
rung in keiner Weise politische , sondern nur sachliche Gründe
maßgebend waren . Wir gingen davon aus , daß der Bedarf
an Lehrern in absehbarer Zeit nicht gedeckt werden kann . Die
Regierung habe volles Verständnis für die Not der Junglehrer ,
die zu lindern nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden
geringen Mittel das Mögliche geschähe. 322 Junglehrer er-
halten Reichszuschüsse .

Damit ist die Aussprache erschöpft .
Abg .

' Dr. Obkircher (D . Vp .) erklärt als Interpellant im
Schlußwort , daß seine Fraktion die Verantwortung für die
Maßnahme der Regierung ablehnen müssen

Abg. Maier -Heidelberg (Soz, ) gäbt die Erklärung ab, daß die
sozialdemokratische Fraktion die Verantwortung trage .

Nach weiteren kurzen Bemerkungen der Abg . Dl Mayer -
Karlsruhe (Bürg . Vgg . ) und Hafhein, (Dem . ), sowie des Mi -

nistrrS wird der Antrag auf Zurückverweisung der Angelegen¬
heit an den Ausschuß abgrlehnt . Die Abstimmung über die
anderen Anträge kann nach der Geschäftsordnung erst nach
drei Tagen stattfinden .

Es folgt die Begründung der Förmlichen Anfrage der Bür¬
gerlichen Vereinigung betr .

Stahlhelm und Reichsbanner
durch den Abg . Dr. Schmitthenner . Der Redner führt auS,
die Regierung habe in wiederholten Verlautbarungen sich auf
den Standpunkt gestellt, daß die Mitgliedschaft von Schülern
beim Reichsbanner gestattet ist, weil dieses eine überparteiliche
Organisation sei . Wir stehen auf dem schroff gegenteiligen
Standpunkt , und erinnern zum Beweise des politischen Eha-
rakters des Reichsbanners an die Vorgänge bei einer Weih¬
nachtsfeier in Konstanz, wo in lebenden Bildern das Offiziers¬
korps verunglimpft und in einem Einakter auf den Bürger¬
krieg angesprelt wurde . Das deutsche Offizierkorps hat seine
Pflicht getan und nicht gezecht und der Unzucht gefrönt . Das
Schild des deutschen Heeres und seiner Offiziere ist rein . Ich
appelliere an das Äechtsgefühl des Herrn Justizministers ,
der leider fehlt , aber in dieser Sache hierher gehört! Ist die
Organisation des Reichsbanners nicht politisch ? Bei den
weiteren scharfen Ausführungen des Redners erhebt sich große
Unruhe im Hause (Abg . Dr. Föhr rust : Glauben Sie , wir sind
auf einem Kasernenhofe ? Zwischenrufe auf allen Seiten ) .

Vizepräsident Mater ermahnt zur Ruhe mit den Worten ;
Ich bitte, die Achtung des Hauses zu wahren und zu beachten,
daß wir nicht auf dem Kasernenhofe sind . Das gilt für alle ! ).
Der Redner zitiert dann Äußerungen von Reichsbannerfüh¬
rern , aus denen hervorgehe, daß diese Organisation nie einen
Hehl aus ihrem politischen und parteiischen Eharakter gemacht
habe . Das beweise auch sein Verhalten beim Einzug des
Reichspräsidenten in Berlin und Karlsruhe . . Der StaUhelm
diene der Volksgemeinschaft (Lachen links) . Für die Regie¬
rung gibt es nur zwei Wege : Entweder sie erklärt beide Or¬
ganisationen für politisch , oder sie sieht in beiden eine über¬
parteiliche vaterländische Organisation .

Abg. Bauer (D . Bp .) begründet eine Förmliche Anfrage ,
worin gefragt wird, ob die Regierung bereit sei, die Zuge-
Hörigkeit von Schülern zum Reichsbanner in gleicher Weise zu
verbieten , wie sie das hinsichtlich der Zugehörigkeit zu ande¬
ren politischen Organisationen getan hat . Es sei verständlich
daß ein Offizier , wie der Vorredner es war , der 4 Jahre lang
seine Pflicht im Kriege getan hat , aufs tiefste innerlich bewegt
sein muß , wenn er vor solch schmutzigen Darstellungen steht,
wie sie im Reichsbanner Konstanz gezeigt wurden . In der
Verurteilung dieser Vorkommnisse mußten alle anständigen
Menschen einig sein. Man möge auch jetzt ein Exempel statu¬
ieren , wie man es früher bei anderer Gelegenheit getan habe.
In Konstanz sei die Luft vergiftet worden. Wir halten das
Reichsbanner für eine ausgesprochene Parteiorganisation . Es
zu verbieten , das verlange , die Neutralitiät der Regierung .
Der Redner spricht zum Schlüsse in Worten höchster Anerken¬
nung vom deutschen Offizierskorps , das zu 25 Prozent unter
der Erde liege. Er könne es nicht zulassen , daß seine alten
Kameraden , die ihre verdammte Pflicht und Schuldigkeit getan
haben , beschimpft werden. , Es seien auch mehr aktive Offi¬
ziere für die Republik gefallen als Reichsbannerleute.

Minister des Kultus und Unterrichts Leers : Aus der Inter¬
pellation des Abg . Dr. Schmitthenner ging nicht hervor, daß"
man die parlamentarische Behandlung in Anwesenheit des
Justizministers wünschte . Die Regierung hält auch heute an
dem Standpunkt fest, daß das Reichsbanner eine unpolitisch«
Organisation ist, da es sich laut Statut den Schutz der Staats -^
form zur Ausgabe gemacht hat und somit einem vaterländi¬
schen Zweck dient . Die Vorgänge in Konstanz stellen zwar
eine bedauerliche Entgleisung dar, lassen aber keineswegs den
Schluß zu, daß das Reichsbanner politisch sei. Es soll politisch
sein , weil die Gegner in dem Eintreten für die Republik eine
politische Handlung sehen . Wir erblicken darin aber eine
vaterländische Tat . Man kann sich angesichts des Vorgehens
gegen den Vorsitzenden des Reichsbanners in Konstanz des
Eindrucks nicht erwehren , daß dabei die Absicht besteht , diesen
unbequemen Mann aus Konstanz zu entfernen. Der Mi-
nister schließt: Ich bin nicht in der Lag; , Konsequenzen im
Sinne der Interpellanten zu ziehen.

Zur Aussprache sind bereits 6 Redner gemeldet.
Abg. Dr. Föhr (Ztr . ) wendet sich gegen die Art, wie der Abg .

Dr. Schmitthenner das Erscheinen des Justizministers verlangt
hat .

Der Präsident teilt mit, daß folgende gemeinsame Anträge
der Bürgerlichen Vereinigung und Deutschen Volkspartei ein¬
gegangen . sind:

1 . Der Landtag ersucht die Regierung, die Zugehörigkeit von
Schülern zum Reichsbanner zu verbieten, wie sie es in gleicher
Weise gegenüber anderen .Organisationen getan hat .

2 . Der Landtag mißbilligt das Verhalten der Regierung und
spricht ihr das Mißtrauen aus .

Nächste Sitzung nachmittags >44 Uhr .
Schluß 1 Uhr.

'

DZ. Karlsruhe , 20. Jan .
In der Nachmittagssitzung tritt das Haus in die Aussprache

über di« Interpellationen
Reichsbanner — Stahlhelm

ein . — Haus und Tribünen sind gut besetzt.
Abg. Reinbold (Sozi führt aus , Herr Schmitthenner Habs

offenbar das in der Weihnachtsfeier des Reichsbanners Kon¬
stanz dargestellte - Bild, das die Front und die Etappe ein¬
ander gegenüberstellt , nicht begriffen. Trotzdem hätte der
Gauvorstand des Reichsbanners gewünscht , daß das Bild
nicht gebracht worden wäre , denn im Reichsbanner befänden
sich auch Offiziere und General«. Der Abg. Dr. Schmitt¬
henner fyxbt den Wahrheitsbeweis für die Behauptung , daß
das Reichsbanner eine politische Organisation sei , nickt er-
bringen können . Wer hat den Bürgerkrieg entfesselt? Er -
innern wir uns an den Kapp- und Hitlerputsch . Wir haben
Beweise dafür , daß der Stahlhelm ganz positiv darauf hin¬
arbeitet , die Staatsform zu zerstören, sei es durch einen
kalten Putsch , sei es durch

' bewaffnet« Gewalt . In einer
Stahlhelmkonferenz im Dezember zu München habe der Füh¬
ret Seldte ein Programm entwickelt, wonach sich der ' Stahl¬
helm nunmehr auch den Reichstagswahlen zuwenden/ also
Mandate erobern will. Der Stahlhelm , so fährt der Redner

Kct, sei eine staatsfeindliche Organisation . Es " entspreche
her einem Gebot der Selbsterbaltung und Selbstachtung

der Republik , den Schülern die Zugehörigkeit zu verbieten.
Die Regierungserklärung sei um deswillen erfreulich, w«T



sie in dem Reichsbanner eine ftaatserhaltende Organisationerblickt und zeigt, daß wir in Baden eine republikanische Re¬
gierung besitzen . Abg . Rembold wendet sich dann gegen die
Mißachtung der neuen Reichsfarbeu , einer Folge des Geistes,der vielfach noch an den Mittelschulen bersche , und schließt ,

Lehrer und Beamt«,
Parteien und Ver-

Staatsform abzielen ,entfernen . (Während der Rede des Abg . Reinbold kam eSwiederholt zu lebhaftem Wortgefecht zwischen recht» undlinks und großer Unruhe , so daß der Präsident mit der Glockeeinschreiten mußte . )
Abg . Scheel (Dem . ) hätte gewünscht, daß di« Debatte einen

schnellen und ruhigen Verlauf nimmt . Eine Herabsetzung des
Offizierkorps würde auch auf seiner Seite entschieden ver¬urteilt , wie man andererseits der Meinung sei , daß das
ganze deutsche Volk seine Last am Kriege getragen habe.Einen Fehler habe der Vorsitzende der Ortsgruppe Konstanz(ein Gymnasiumsprofessor ) gemacht, nämlich, daß er di«Kontrolle unter seiner Verantwortung unterließ . Run habeder Minister selbst von einer bedauerlichen Entgleisung ge¬sprochen . Das Vergehen des Professors sei damit hinreichendgesühnt. Ihn in seinem Berufe unmöglich zu machen , gehenicht an . Vom Standpunkte der Staatsautorität aus habeman genug Langmut gegenüber gewiffen Organisationen ge¬zeigt. Die Schülerverbote waren notwendig. Es sei über¬haupt ein Unfug, daß Schüler politisiert werden. Die HerrenSchmitthenner und Bauer möchte ich bitten , ihren Einflußim Sinne der Volksgemeinschaft geltend zu machen , indemman den anderen Gerechtigkeit widerfahren läßt . DasReichsbanner sei lediglich als Abwehrorganisation gegründetworden. Der heutige Staat bedürfe bei den ihm drohendenGefahren des Schutzes. Wir lehnen den Mitztrauensantragab und stimmen der Regierungserklärung zu ,Abg. Großhans (Soz .) stellt als Besucher der Weihnachts¬feier fest , daß das in die Debatte gezogene Bild bei keinemFcstteilnehmer Anstoß erregt habe . Auch dem „Spitzel " habe

:fen.es gefallen . Man wollte doch nur darauf Hinweisen , daß esin der Tat Offiziere gegeben hat , die sich in der Etappe un-iwziemend benommen haben . Das Bild sei durchaus historisch .Man lese das Buch des Generals Bauer „Der große Krieg " .Dem Reichsbanner sei es nicht im geringsten in den Sinn
«kommen , zu verallgemeinern . Die Dinge seien von den

Klmge springenDie Regierungs
, . . schuldlosen ,zu lassen, sei ein unerhörtes Verlangen ,

erklärung treffe das Richtige .
Abg . v . Mayer -Karlsruhe (Bürg . Vgg. ) führt auk : DieAntwort der Regierung hat uns schmerzlich mißfallen . DerKultusminister ist als eine Art .Friedensengel " ausgetretenund hat ein paar . Tränlein über die Vorgänge in Konstanzgeweint. Wir hätten eine solch mangelhafte Erklärung nichterwartet . Daß die Zugehörigkeit zum Reichsbanner ein Be-kennntis vaterländischer Gesinnung sei, dagegen wehren wiruns . Wir sind der Auffassung, daß solche Dinge wie inKonstanz nicht durchgehen dürften . Die Behörde hätte ein¬schreiten müssen . Der Abg . ’Dr. Schmitthenner hatte Recht ,«als er seine Beschwerde auf die ganze Regierung ansdehnte .Es geht nicht an , die Vorkommnisse in Konstanz als harm -los^und unauffällig hinzustellen.
Staatspräsident und Innenminister Dr. Remmele «Märt :Nur wenige Worte ! Man könnte meinen , di« Welt hält denAtem an ob der Verhandlungen in diesem Hause. Es gibtdraußen Vertreter der Wirtschaft und anderer Berufskreise ,die gegenüber einer so breiten Behandlung derartiger An¬

gelegenheiten nicht mehr die richtige Einstellung finden , undSchlußfolgerungen ziehen, die der Existenz deS HaufeS nichtdienlich find. Wir lehnen es ab , einen Tadel anzunehmen ,wenn ein dienstlich verhinderter Minister nicht hierherkommenkann, zumal wenn er weniger an der Sache interessiert ist.Zu meiner Äußerung , daß das Reichsbanner sehr viel zurEntgiftung der Atmosphäre beigetragen habe, stehe ich nochheut« . Der Minister erinnerte an die Notwendigkeit der
Gründung des Reichsbanners . Seitdem habe sich das öffent-liche Leben ruhiger und sachlicher gestaltet. Was soll aus
diesen stundenlangen Verhandlungen herauskommen ? So¬eben hat der Reichsinnenminister das Material angefordert ,weil die Sache auch im Reichstage zur Erörterung gelangensoll (Bewegung — Lebhaftes Hört , hört ! ) . In Norodcutsch -
»and soll «s Leute «eben, die meinen , bei uns ginge eS zuwie in Wildwest. Mit dem Abg . Scheel möchten wir wün-
'chen, daß wir einen Zustand bekämen, daß man die beider¬
seitigen Organisationen nicht mshr kennt. Das wäre im
Interesse des Volkes gelegen. Aber einstweilen haben wir
diesen Zustand leider noch nicht.

Generalstaatsanwalt Dr. Hafner bemerkt, daß ein Zusam¬menhang mit der Justiz aus dem Tenor der Interpellationennicht zu erkennen war . Glaubte man an eine strafbareHandlung , so wäre die Konstanzer Staatsanwaltschaft diezuständige Instanz gewesen.
Abg . Schreck (Komm. ) sieht in dem Stahlhelm «ine faschi¬stische Organisation " Reichsbanner wie Stahlhelm hättenletzten Endes die Ausgabe der Niederhaltung des Prole¬tariats im Aufträge des Großkapitals ( Lachen bei den So¬zialdemokraten ).
Abg . Bauer (D . Dp . ) bleibt dabei, daß das Reichsbannerein« offenkundig politische Organisation sei. Es stehe unterstaatlichem Schutz (Widerspruch) . Ein Schülerverbot für allepolitischen Organisationen sei kein unbilliges Verlangen . DerMinister hätte ein Wort ehrlicher Entrüstung über die Vor¬gänge in Konstanz finden und die Folgerungen ziehen sollen .Es sei nicht wahr , daß er eine unerhörte Hetze gegen den

Gymnasiumsprofessor Säger getrieben habe.Minister Leers erklärt , das Vorgehen der Interpellantenentspringe nicht pädagogischen Sorgen . ES sei völlig falschund übertrieben , aus dem Konstanzer Vorgang Folgerungenauf den Charakter des Reichsbanners zu ziehen. Hätte mandie Sache nicht derart ausgenützt , so wären nicht so giftigeFrüchte hervorgewachsen und wäre nicht zur Verschärfungder Gegensätze beigetraaen worden.Als letzter Redner erklärt Abg . Büchner (Zentr .), das Bildin Konstanz sei verfehlt gewesen, denn auch der Soldat inder Etappe sei nicht mehr hasenrein . Das Volk von draußendenkt kühler und darum richtiger. Es wisse, daß es guteund schlechte Offiziere , wie auch gute und schlechte Soldatengegeben habe.
Der Mitztranensantrag gegen den UntrrrichtSministrr wirdmit 40 gegen 18 Stimmen bei zwei Enthaltungen (Kom¬munisten ) abgeleynt.Der Antrag , die Zugehörigkeit von Schülern zum Reichs-
ac\Ür

ÜL
U ^ r^ e^ nl mit 42 gegen 15 Stimmen .

-lORfivv i^ ^," !r
l kVnV bi rtn .? och der Vortvegbewilligung von1^ 00? XU für bt« Hochwanergeschädigtenzu und nahm einedc'ttellung de« ? nnenmin,ü « rs über die Verlängerung der

A ^ NnW ^ ^ b’e L.eferungsgeschäft« nach Rußland
Räch»« Sitzung : Dien stag , 8 Uhr. — Schluß 18.18 Uhr.

Der HaushaltSauSfchust de» Landtags
beschäftigte sich mit eineu, Anträge des Staatsministerium »betr . die Hachwaffer- uud vnwrtterschäde « , Der Aussatz be¬antragt . der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er-mächtigen, über di« im Staalsvoranschlag für das Jahr 1928/20doraefehenen staatlichen Unterstützungen für im Jahre 1927ntst—*■- ^ v ' " ' - -entstandene Unwetter und Hochwasserschäden zur Leistung vanAbschlagszahlungen an die Geschädigten bis zum Gesamt¬beträge von 128 000 XU vorweg zu verfügen .

Neue Eingänge
Der Aba . Hrrtl, (B . Ber.) setzt sich in einem Antrag fürden Bau der Bahnlinie Köuigheim—Hardhrim und Oster-hurkeu—werchi»««» ei» . Der Ab«. Kühn (Z. ) hat einen

Antrag einaebracht , betr. die Verwendung von Versorgungs-anwtirtern tm ReühS- , Staat »- und Gemeindedienst.Groß ist die Zahl der neu eingegangenen Gesuche . Dar¬unter beftnden sich solche der Stadtgemeinde Oberkirch unddes Gewerbe, und Handwerkervereins E. V. Karlsruhe we¬
gen der Gewerbeertrcchsfteuer, de» Gemeinderat « Gengenbachwegen Errichtung einer Aufbaurealfchule daselbst, des Kreis -rates Heidelberg wegen der Staatsdotation an die Kreise.Der Bund zur Bewahrung jugendlicher vor Straftaten —
Arbeitsgemeinschaft für erziehende Rechtskunde — bittet umeinen Staatszuschuß . An die 13 Eingaben aus den Kreisender Beamt » , befassen sich mit der Besoldungsordnung .Die Direktion de» landwirtsch. BezirrSvereins Raftatt -Ba-den-GernSbach beschäftigt fich in einem Gesuch cm den Land¬
tag mit der Milchwirtschaft, der Einfuhr von französischemSchlcuPvieh und der Verbesserung der Murgmündung in den
Rhein . Der deutsche Rahrungs . und Genuhmittelarbeiter -
verband fordert Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit und
trägt außerdem Wünsche zur Berufsausbildung und Unfall¬verhütung vor. Eine Eingabe des badischen Gastwirtever¬bandes behandelt das KonzeffionSwesen. Die Justizverwal¬tungsreform ist Gegenstand einer Denkschrift des Bundes
Deutscher Justizamtmänner . Landesverein Baden , währendder Verein der Deuffchen Strafanstaltsbeamten Anregungzum Strafvollzugsgesetz gibt . Der Mieterverein Freiburgwill die Aufrechterhaltung des Mieterschutzgesehes. '

Krüppelklnderfürsorge
Trotzdem die Fürsorge für hilfsbedürftige Minderjährige

Pflichtaufgabe ber Fürsorgeverbande ist, hat sich die Lanoes-
bersichernngsanstalt Baben entschlossen , ihre freiwilligen Lei¬
stungen durch Hinzunahme der Fürsorge für Krüppelkindermit sofortiger Wirkung auSzudehnen . Berücksichtigt werden
durch teilweise Übernahme der BerpflegungSkosten, Gewährungvon einmaligen Beihilfen zur Beschaffung von Heil- und Hilfs¬mitteln , wie Prothesen , Liegeschalen . Stützkorsetts usw . Kinderder invalidenversicherungspflichtigen Bevölkerung bis zum Al¬ter von 18 Jahren , welche an körperlichen Gebrechen, wie
Klumpfuß , Hüftverrenkung , Verkrümmung der Wirbelsäule ,Buckel, Fehlen von Gliedern usw. leiden, und wenn nach vor-
zulegendcn tunlichst fachärztlichen Gutachten bas Kind durchdie vorgeschlagenen Maßnahmen mit überwiegender Wahr -
scheinIicAeit von seinem Gebrechen geheilt oder doch derart ge¬bessert (entkrüppelt ) werden kann, daß eine Berufsausbildung
möglich ist, die es in den Stand setzt, später seinen Unterhalt
ganz öder überwiegend zu verdienen . Außerdem können,wenn sich das Kind in einem mit Schulunterricht verbundenen
Krüppelheim befindet, sogenannte Erziehungsbeihilfen und
Beihilfen zur Berufsausbildung gewährt werden. Anträge auf
solche Beihilfen sind zu richten an die Geschäftsstelle des bad.
Krüppelfürsorgevereins in Heidelberg, Plock 79, von welchemauch Antragsformulare unentgeltlich zu erhalten sind.

Die Nöte tm BesetzungSgebiet Kehl
Bei der Beratung des Ministeriums deS Auswärtigen im

Haushaltsausschuh des Reichstags behandelte der badische
Reichstagsabgeordnete Dietrich die Schwierigkeiten im Brük-
kenkopfgebiet Kehl. Er verwies auf die Entstehungsgeschichte
dieser Schwierigkeiten, auf das Hafenabkommen, welches den
Kehler Hafen zu einem erheblichen Teil stillgelegt hat, be¬
kanntlich aber nicht zu umgehen war , da eS im Versailler
Vertrag seine Grundlage hat . Er setzte auseinander , daß
gerade das Brückenkopfgebiet Kehl durch die Trennung von
Strahbura das dortige Absatzgebiet und zugleich die Er -
werbsmöglchkeit für viele Arbeiter . Beamte und Angestellteverloren habe. Die Lage sei zur Zeit außerordentlich schlecht
und werde besonders für di« Landwirtschaft noch dazu wei¬
ter verschlechtert , daß in erheblichem Umfange französisches
Fleisch hereiirkomme, auf Grund deS neuerdings abgeschloffe .
nen deutsch-französischen Handelsvertrages , den in erster
Linie der gegenwärtige Reichswirtschaftsminister Curtius zu
vertreten habe. Es gäbe aber jetzt Mittel , um wenigstens
für ein oder zwei Jahre über das Schlimmste hinwegzu¬
kommen. und das sei die Inangriffnahme einer großen Bau¬
arbeit , nämlich der Kinzigverlegung . Das Ministerium für
die besetzten Gebiete soll mithelfen , daß dieses von dem
Arbeitsministerium wohwollend aufgenommene Projekt zur
Durchführung komme . Dann würde man wenigstens für die
nächsten Jahre die Arbeitslosigkeit mit Erfolg bekämpfen
können. Die zahlreichen kleinen Wünsche der Gemeinden
könnten aus dem Kulturfonds befriedigt werden.

Die Notwendigkeit der Leistnng - rucht
Auf der Generalversammlung der Rinderzuchtgenoffenschaft

Kehl machte Veterinärrat I)r. Servatius , Freiburg , Ausfüh¬
rungen über die Notwendigkeit der Leistungszucht.

Die Rinderzucht ist heute der Stütz , und Angelpunkt des
landwirtschaftlichen Betriebes . Wenn die Viehhaltung nicht
so eingerichtet ist , daß sie gesichert ist, ist auch die Gesamtwirt¬
schaft nicht gesichert . In der heutigen schweren Zeit können
sich die Landwirte durch forcierten Futterbau und Hebung deS
ViehstandeS einige Erleichterung verschaffen, weil sich eine stän.
dig fließende Quelle durch den Milchverlauf erschließt. Eine
gute Milchkuh produziert jedes Jahre ihren Marktwert . Aber
gut und reichlich füttern . Sparen am Futter ist Verschwendung.
Ohne Probe melken gibt es aber kein« Leistungszucht. In
Baden haben wir bis jetzt 40 Melkvereiue. Der erste Verein
wurde in Odelshofen bei Kehl "gegründet . Durch die Milch -
leistungsprüfuaien , die künftig mit den staatlichen Prämi¬
ierungen verbunden werden, wird die Produktion gehoben, und
das ist nötig ; denn der Bezug von Äuslandsmilch durch die
Städte muß mit der Zeit aufhören . Veterinärrat Servatius
schnitt auch in diesem Zusammenhang die Frage an , ob die
Organisation des Milchabsatzes nicht auch in das Aufgaben¬
reich der Zuchtgeuossenschaftr« falle. Lr befürwortet -ine
solche Organisation , die aber keine Kampsorganisation sein
dürfe , sondern eine loyale Arbeitsgemeinschaft mit den Städten .

Nachdem Bezirktztierarzt Dr. Huber , Kehl, über die Kosten
der Milchleistunasprüfung gesprochen hatte , von denen 80A
vom Staat und Kreis getragen werden, und von verschiedenen
anderen Rednern dir eminente Bedeutung der Milchleistungs-
Prüfung auch für die Nachzucht unterstrichen wurde , war di«
Versammlung einstimmig mit der Erklärt »«»» einverstanden , daßdie allgemeine Einführung der Milchleistungsprüfung heute
die dringendste Ausgabe der Zuchtgenoffenschaften darstell« . ImMai d. I . wird in Kehl eine staatliche und genossenschaftliche
Zuchtviehschau und Prämiierung abgehalten . Landesökonomic-
rat Traut sprach u . a . auch von der schweren Absatzkrise inner¬
halb der Landwirtschaft . Weiter erfuhr man , daß der Kreiö
Offenburg die Verlegung der landwirtschaftlichen Winterschulein Rheinbischofsheim, die zu den schlechtbesuchtesten im ganzenLande gehört, nach Kehl erneut ins Auge gefaßt habe. ZumSchluß würdigte Bezirlstierarzt De Huber die Verdienste desnach Karlsruhe versetzten Verbandsvorsitzenden, Dr. Schneider,der sich um die Zuchtgenoffenschaften groß« Verdienste erwor -ben habe, und unterstrich, daß sie auch vem neuen Vorsitzenden.Dr. Schwürer, volles Vertrauen entgegenbringen dürfen .

Genieinde-irundSLbau
Zur Frage der Erzeugermilchpreise teilt das Städt . Nach¬richtenamt Mannheim mit : Wegen starker Anlieferungwurde der Erzeugerprei » frei Berit » für gekühlte Vollmilchauf 1P8 Reichspfennig, für BreSIau frei Berladestativu auf18 Reichspfennig, frei München »der Augsburg für gekühlteMilch auf 18,8 Reichspfennig, für ungekühlte auf 18,5 Reichs -Pfennig je Liter festgesetzt . Ter Erzeugerfrischmilchprels inOkrschlesien beträgt zur Zeit 15 Reichspfennig, der Nicht ,preis für eine dreiprozentige Verarbeitungsmilch 14,8 Reichs¬pfennig . Der Werkmilchpreis in Oberbayern beträgt 18,75Reichspfennig bei einer Täaesanlieferung von rinndesrens800 Liter , und zweimaliger Anlieferung frei Molkerei. InBaden werden trotz gleicher Erscheinung Erzeugerinilchpreisevon 18—20 Rrtchspfranig je nach der Gegend mit Zuschlag,für größere Betriebe ab Stall oder frei Sammelstelle de»Lirferorts bezahlt.

Der Bürgerausschuß Seunfeld genehmigte die Umlage für1927/28 , die folgende Sätze vorsteht : vom Grundvermögen aus100 Ml Steuerwerte 60 Xf4, vorn Betriebsvermögen von 100
Reichsmark 24 ^ und 4,60 Ml von je 100 Mt Gewerbe-
ertrag . Hierin ist die Kreissteuer enthalten , die sonst nicht be¬sonders erhoben wird . Mit 60 X/if Umlqae hat die Gemeindehier den Stand der Friedensumlage gehalten .

Der Bürgeransschuß Ziegelhausen (bei Heidelberg) hat nachheftiger Kritik der Gemeindepolitik des letzten Jahres mit allenStimmen der Demokraten und Nationalsozialisten , sowie des
größten Teils des Zentrums , den Voranschlag abgclehnt.

Der Bürgerausschutz Walldorf (bei Wiesloch) hat die vomGemeinderat vorgelegte Biersteuer , die von jedem eingeführtcnHektoliter Bier 7 Prozent des Herstellerpreises erheben wollte,mit 29 gegen 2 Stimmen abgelehut . Die Vorlage , die im Vor¬
jahre erhobene Vorumlage von 1,30 XU pro 100 Ml ©teuer »wert als endgültige Gemeindeumlage zu betrachten, fand An¬
nahme . Die Festsetzung der Gemeindeumlage für das Rech¬nungsjahr 1927/28 wurde , da die Zeit zu weit vorgeschrittenwar , von der Tagesordnung abgesetzt und soll in einer be¬sonderen Sitzung beraten werden.

Die Bevölkerung Bruchsals betrug Ende 1927 16892 Ein¬
wohner gegen 16 469 Mitte 1926 und 16 750 Ende 1926 .

Bom Weinheimer Krankenhaus . In der Zeit vom 1 . Ja¬nuar 1927 bis jetzt wurden im Städtischen Krankenhaus inWeiuheim 939 Kranke behandelt und 361 Operationen vorge¬nommen . In den letzten 414 Jahren wurden zirka 400 Patien¬ten an Blinddarm operiert , wobei kein einziger Todesfall vor¬kam . Es dürfte nur wenige Krankenhäuser mit einer Statistikgeben, die 100 Prozent Heilungen aufweist . Im hiesigenKrankenhaus « wurden seit dem Jahre 1919 7488 Kranke be¬
handelt , davon 3014 operiert . Es steht auch in Erinnerung ,daß nach dem Kriege die Pocken - und Fleckfiebergefahr durchrechtzeitige Jsolierungsmatznahmen seitens des KrankenhauS -
arzteö , Chefarzt Dr. Kauert , erfolgreich bekämpft und unter¬drückt wurde.

Abnahme der Wohnungssuchenden in Kehl . Durch die imBau befindlichen Wohnungen für Zollbeamte auf der Kvmmis-sionsinisel und durch die Bauten des HandwerkerbauvereinSdürfte die Zahl der Wohnungssuchenden in Kehl erheblich ver¬ringert werden. Rach Fertigstellung der im Bau begriffenenWohnungen dürfte die Zahl der Wohnungssuchenden kaummehr wie 50 betragen , eine Ziffer , die hoffentlich noch imLaufe des Sommers erheblich herabgedrückt werden kann.
Ungültige Bürgermeisterivahl . In seiner letzten Sitzunghat der Bezirksrat die vor einigen Wochen abgehaltene war -

germcisterwahl in Rotenfels i . Murgtal für ungültig erklärt ,weil bei dpr Wahlhandlung einige gesetzliche Vorschriftenaußer acht gelassen worden waren . Es wird also ein zweiterWahlgang stattfinden , bei dem für die gesamte BürgerlicheVereinigung der Bauunternehmer Huber kandidieren wird.
Die Krrisverfammlung Billingen genehmigte den Kreis -

hauptvoranschlag sowie den Voranschlag der KreispflegeanstaltGeistngen . An Kreisumlage werden erhoben 12 ärf aus dem
Grundvermögen , .5 aus dem Betriebsvermögen und 90 Slrfaus dem Gewerbeertrag . Aus diesen Umlagen soll sich ein
Steueraufkommen von 317 485 XU ergeben. In dem Geschkifts .
bericht, den der Kreisvorsitzende, Oberbürgermeister Lehmann ,Villingen , erstattete , wurde vor allem betont, daß die Stratzen -
auSgaben von Jahr zu Jahr wachsen , ohne daß es bisher mög¬lich gewesen fei, , die Kraftwagensteuer auch den Kreisen undGemeinden zukommen zu lassen . Zur besseren Instandhaltungder Straßen ist ein Teerpark angeschafft worden, ein Sechstelder Kreisstraßen ist bereits geteert . Für die Hagelversicherungsind 12 000 XU eingestellt worden. Die neun Kreisstationenfür Wandererfürsorge sollen wesentlich reduziert werden . Der
Besuch des neugcschaffenen Kreissäuglingsheimes in Geistngenläßt zu wünschen übrig . Für dieses Heim wurden 9000 Mlin den Voranschlag eingestellt.

Ter Stadtrat Lörrach beschloß mit Rücksicht auf die zu¬nehmende Erwerbslosigkeit die Kanalisation und den Aus¬bau der verlängerten Umbach - und Hebelstraße als Not»
ftandsarbeit vorz,»nehmen . — Ferner stimmte der Stadtratdem Zusammenschluß der Sparkasse Lörrach uud der Ber -
bandssparkasse Haagcn zu einer Bezirkssparkasse Lörrach zu.Für die neue Bezirkssparkasse leisten sowohl die Stabt Lör¬
rach wie die Gemeinden Haagen , Brombach, Hauingen und
Tumringen Bürgschaft. Der Bürgerausschuß der letztge¬nannten vier Gemeinden hat bereits dieser Zusammen ,
fchmelzung zugestimmt . Für die bisherigen Verbindlichkeiten
haftet jede Sparkasse und deren Bürgergemeinde für sich al¬lein . Die Spareinlagen bei der Sparkasse Lörrach belaufen
sich zur Zeit auf 1,8 Millionen Reichsmark, diejenige der
Derbandssparkaffe Haagen auf 600 000 Reichsmark. Ferner
beschloß der Stadtrat , zur Ablösung schwebender kurzfristigerSchulden , die größtenteils zur Förderung des Wohnungs¬baues verwandt wurden , eine langfristige Anleihe in Höhevon 1,5 Millionen Reichsmark aufzunehmen . Die von der
Stadt ausgenommenen kurzfristigen Darlehen werden alle
innerhalb eines Jahres noch fällig, so daß die Umwandlung
in eine langfristige Anleihe notwendig wird . Verzinsung
und Tilgung derselben soll aus den Einnahmen von Miete .
Zinsen . Baudarlehen , und der Gebäudesondersteuer erfolgen .

Gasfernversorgung von Säckingen. Nach langwierigen
Verhandlungen mit der Stadt Säckingen ist es deoc Gas¬
fernverband endlich gelungen , die Zustimmung zum Einle¬
gen der Ferngasleitungen in dir künftige neue Landstraße ,
die sogenannte Umgehungsstraße , zu erhalten . Die Rohr¬
legung hat begonnen , so daß in etwa drei bis vier Wochen
das Schlußstück der Fernleitung fertig und die Gaslieferuna
nach Waldshut möglich sein - wird . Zwar muß daselbst noch
ein Gasometer aufgestellt werden, jedoch kann die Gasliefe¬
rung bis auf weiteres auch ohne diesen erfolgen .

Zum Rheinbrückenprojekt Waldshut —Coblenz. Das Bür¬
germeisteramt Waldshut teUte dem Zurzacher ..Volksblatt "
zur Frage des Rhembrückenbaues Waldshut — Coblenz Mit,
daß die Brücke voraussichtlich noch in diesem Jahre in An»
griff genommen werden könne . Die badisch« Regierung habe
dem Wunsche der schweizerischen Regierung entsprechend dur
Initiative ergrisfen und im Oktober einen entsprechenden
Antrag auf Ausführung dieser Brücke an d,e schweizerische
Bundesregierung richten lassen.
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